
Die FBP begrüsst die von der
Regierung beabsichtigte Neure-
gelung des Staatsbeitrags an die
Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung (AHV), fordert aber
weitere Massnahmen. Das «Va-
terland» fragte bei FBP-Präsi-
dent Alexander Batliner nach.

Mit Alexander Batliner
sprach Stefan Batliner

Herr Batliner, hätte die Regierung frü-

her konkrete Massnahmen einleiten sol-

len und ist die Umsetzung, die 2015 ge-

plant ist, zu spät?

Alexander Batliner: Die FBP fordert
seit Jahren von der Regierung, dass
die Sparmassnahmen rascher und vor
2015 umgesetzt werden sollten. Wir
sind daher froh, dass die Regierung
nun konkrete Massnahmen umsetzen
wird. Dazu gehört nicht nur die Neu-
regelung der AHV, sondern auch die
Abschaffung der Nichtbetriebsunfall-
versicherung, die demnächst in den
Landtag kommt.

Laut Vorlage sollen Kürzungen des

Staatsbeitrags nicht auf die Beitrags-

zahler umgewälzt werden. Wer deckt

schliesslich die geringeren Einnahmen

der AHV?

Wir unterstützen den Vorschlag der
Regierung, dass die Arbeitgeberbei-
träge an die Familienausgleichskasse
um 0,1 Prozent gesenkt und um den
gleichenWert bei derAHV gesteigert
werden. Somit ergibt sich ein Null-
summenspiel für dieArbeitgeber und
das ist wichtig im Hinblick auf die
Konkurrenzfähigkeit desWirtschafts-
standortes. Denn die Lohnnebenkos-
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ten sind in der letzten Zeit schon an-
gestiegen.

Wie kann trotzdem erreicht werden,

dass die Einnahmen der AHV ihre Aus-

gaben übertreffen?

In dieser Frage erwarten wir von der
Regierung grundsätzliche Überlegun-

gen, wie das Kapital derAHV und da-
mit die Rentenzahlungen langfristig
gesichert werden können. Die jetzige
Vorlage zeigt deutlich, dass keine
langfristige Lösung für die Sicherung
der AHV-Finanzen erreicht wird. In
erster Linie werden der Staatsbeitrag
an dieAHVbeschränkt unddie daraus

resultierenden Einbussen durch ande-
re Einnahmen für die AHV ausgegli-
chen. Das ist ein Schritt in die richtige
Richtung, aber kein endgültiger
Schritt.

War und ist die Frührente zu attraktiv?

Soll die Frührente eher zum Mittel der

Arbeitgeber werden?

Als die Frührente Ende der 1990er-
Jahre eingeführt wurde, war sie ge-
rechtfertigt vor dem Hintergrund der
damaligen Staatsfinanzen. Aber jetzt
ist die Situation anders und Massnah-
nen sind notwendig. Die FBP erachtet
es als sozial vertretbar, dass dieAbzü-
ge bei der Frührente erhöht werden.

Wo müsste die angesprochene mittel-

fristige Revision die Hebel ansetzen, da-

mit die Finanzierung der AHV gesichert

wird? Stehen ein höheres Rentenalter

oder Kürzungen der Leistungen für die

FBP zu Debatte?

Für die FBP steht dies momentan
nicht zur Debatte.Aber wir erwarten,
dass die Regierung langfristige Mass-
nahmen einleitet, um dieAHV auf ei-
ne sichereGrundlage zu stellen.Dabei
muss man immer die demografische
Entwicklung berücksichtigen und ihr
dementsprechend Rechnung tragen.
Wir sind der Meinung, dass die ge-
plante Revision beiWeitem nicht aus-
reicht, um das Kapital derAHV lang-
fristig zu sichern. Denn die Vorlage
dient eher der Sanierung des Staats-
haushalts als derAHV. Die Regierung
wird auf die Dauer nicht um eine Re-
vision derAHVherumkommen,wenn
sie die Renten langfristig garantieren
will.

Vaduz. – Ab 2015 – so sieht es die
Vorlage der Regierung vor – soll der
Staatsbeitrag an dieAlters- und Hin-
terlassenenversicherung (AHV) auf
den Betrag von 50 Millionen Fran-
ken pro Jahr beschränkt undvonden
Ausgaben der AHV abgekoppelt
werden.
Derzeit erhält dieAHV20Prozent

der jährlichen Aufwendungen aus
der Staatskasse zurück. Da diese
jährlichen Ausgaben in Anbetracht
der demografischen Entwicklung
weiter steigen würden, entlastet die-
se Massnahme langfristig die Staats-
kasse. Die Mindereinnahmen sollen

lautVorlage nicht aufKosten desBei-
tragszahlers gehen oder durch Ren-
tenkürzungen in der Form der Strei-
chung der 13.AHV-Rente kompen-
siert werden.Vielmehr sollen dieAb-
züge bei der Frührente und die Ar-
beitgeberbeiträge an die AHV stei-
gen. Die Anpassung der Rentenbe-
träge soll nur noch vom Preisindex
anstelle des Mischindexes aus Lohn-
und Preisindex abhängig gemacht
werden.Diese Erhöhung desArbeit-
geberbeitrages wird für die Beitrags-
leister aufgefangen, indem der Bei-
tragssatz an die Familienausgleichs-
kasse reduziert wird.(sb)

Die Neuerungen der Vorlage


